
Normen geben
Sicherheit und

erleichtern 
ökonomische

Entscheidungen

Der wirksame Druck 
der Gesellschaft

Menschen orientieren sich
nicht nur an Eigeninteressen,
sondern auch an Normen.
Diese Erkenntnis hat Folgen
für die Krisenbekämpfung

GUSTAV HORN

W ir stehen vor einem Paradig-
menwechsel. Die Krise auf

den Finanzmärkten und die globale
Konjunkturkrise haben die Grenzen
der dominierenden neuklassischen
Theorie und der aus ihr geborenen
Strömung des Neoliberalismus in
dramatischer Weise aufgezeigt. Die
Finanzmärkte, wesentliche Quelle
der aktuellen Krise, sind ausgerech-
net jene Märkte, die in Teilbereichen
am wenigsten unter regulatorischen
Beschränkungen oder gar Rigiditä-
ten zu leiden hatten, wie dies für die
Güter- und vor allem für die Arbeits-
märkte immer wieder unterstellt
wurde. Insofern hätten sie sich nach
neoliberaler Sichtweise besonders
dynamisch und vorteilhaft entwi-
ckeln müssen. Eine Krise des zu be-
obachtenden Ausmaßes hätte über-
haupt nicht entstehen dürfen.

Es hat sich jedoch in den vergan-
genen Monaten für jeden sichtbar
gezeigt, dass unregulierte Märkte in-
stabil sind. Diese Erkenntnis steht in
fulminantem Widerspruch zur Wirt-
schaftspolitik des vergangenen Jahr-
zehnts. Dabei ist sie nicht einmal
neu: Sowohl vor dem Ersten als auch
vor dem Zweiten Weltkrieg waren
Märkte schon weitgehend unregu-
liert. Daraus resultierten Krisen von
teilweise globalem Ausmaß. Der
Aufstieg des Keynesianismus ist
ohne diese Krisen nicht vorstellbar.
Schließlich ist ein zentrales Element
der Lehren des briti-
schen Ökonomen John
Maynard Keynes, dass
marktwirtschaftliche
Systeme nicht nur kri-
senanfällig sind, son-
dern Krisen auch nicht
aus eigener Kraft über-
winden können. 

Die Wirtschaftspoli-
tik in Deutschland hat im Zuge neo-
liberaler Dominanz die Weichen in
Richtung Rückzug des Staats und
Deregulierung gestellt. Übersehen
wurde freilich das Problem, das
schon Keynes umtrieb: wie Märkte
mit fundamentaler Unsicherheit
umgehen. 

Unsicherheit oder Risiko?
Im Marktkonzept des neoliberalen
Paradigmas ist dies gar kein Pro-
blem. Dort gibt es keine fundamen-
tale Unsicherheit, sondern allenfalls
Risiken bei im Prinzip stabilen
Märkten. Dies ist ein bedeutsamer
Unterschied, denn bei Risiken kennt
man abgesehen von Zufallsschwan-
kungen den Weg, den eine ökono-
mische Entwicklung nimmt. In die-
sem Fall wird sich jeder rational han-
delnde Konsument und Unterneh-
mer auch in einer Phase ökonomi-
scher Schwäche an dieser Stabilität
ausrichten und sich von selbst anti-
zyklisch verhalten. Mit anderen
Worten: In solch einem Umfeld leis-
ten die Privaten den wesentlichen
Beitrag zur Stabilisierung der Wirt-
schaft. Die Notwendigkeit einer Sta-
bilisierungspolitik seitens des Staats
ergibt sich allenfalls begrenzt. 

Der Nobelpreisträger George
Akerlof hat eine realistischere Sicht-
weise aufgezeigt. Er greift die mikro-
ökonomische Fundierung des neu-

klassischen Paradigmas an, indem
er einzelwirtschaftliche ökonomi-
sche Rationalität durch Normen er-
setzt. Seine These ist, dass Indivi-
duen neben ihren persönlichen In-
teressen auch gesellschaftliche Nor-
men berücksichtigen. So gilt es etwa
als Norm, dass die aktuellen Ausga-
ben von privaten Haushalten in en-
ger Beziehung zum aktuellen Ein-
kommen stehen sollten. Zudem gibt
es auch Normen, darüber, wie nomi-
nale Größen, insbesondere Löhne,
sich verändern sollten. Arbeitgeber
sollten beispielsweise Nominal-
löhne nicht senken.

Normen sprengen das Modell
Es bestehen somit nominale Rigidi-
täten, die im neoliberalen Para-
digma nicht auftreten können. Un-
terstellt man die durch Studien be-
legte Existenz dieser Normen nun in
makroökonomischen Modellen,
sind zentrale Bestandteile des neo-
liberalen Paradigmas wie etwa die
realwirtschaftliche Unwirksamkeit
von Stabilisierungspolitik nicht
mehr haltbar. Stattdessen ergeben
sich Resultate, die jenen keynesiani-
scher Modelle ursprünglicher Prä-
gung entsprechen.

Der geschilderte Gegensatz ist im
Kern der zwischen individueller und
gesellschaftlicher Rationalität. Das
weist auf ein Paradoxon in den bis-
her dominierenden Theorien hin.
Einerseits wird in diesen Modellen
unterstellt, dass die individuelle Ra-
tionalität der Nutzen- und Gewinn-
maximierung auch der gesellschaft-
lichen entspricht. 

Andererseits wird Individualität
weitgehend ausgeblendet, indem le-
diglich ein repräsentativer Haushalt
oder ein repräsentatives Unterneh-
men auftritt. Die eigentliche Aus-
sage lautet demnach: Wenn alle In-

dividuen gleich oder zu-
mindest ähnlich sind,
dann kann diese indivi-
duelle Rationalität zur
gesellschaftlichen erho-
ben werden. Gäbe es
wirkliche Individualität
in diesen Modellen, zer-
brächen sie an ihrer
Komplexität. 

Der keynesianische Weg im Aker-
lof’schen Sinne führt in die Gegen-
richtung. Wesentlich sind nicht in-
dividuelle Normen, die auch gesell-
schaftlich gültig sind, sondern ge-
sellschaftliche Normen, die über-
dies individuell gültig sind. Es ist
nicht alles möglich, sondern weitge-
hend nur das, was den Normen ent-
spricht. Dies gibt eine gewisse Si-
cherheit und erleichtert ökonomi-
sche Entscheidungen. 

Stabilitätspolitik ist in diesem
Kontext nicht nur eine mechanische
Steuerung der Wirtschaft, sondern
ein Beitrag zur Verminderung von
Informationskosten. Wenn die Indi-
viduen wissen, dass in Zeiten einer
Krise die Zentralbank oder die Re-
gierung Maßnahmen zur Stabilisie-
rung der Wirtschaft ergreifen, wer-
den sie ihre Entscheidungen in Er-
wartung dieser Reaktion weniger
prozyklisch gestalten. 

Damit wird aber der Wirtschafts-
politik Gestaltungsmacht jenseits
mikroökonomischer Anreizrefor-
men zugestanden – und sie muss
dann auch ihrer gesamtwirtschaftli-
chen Verantwortung für die Stabili-
tät der Wirtschaft gerecht werden.

GUSTAV HORN ist wissenschaftlicher
Direktor des Instituts für Makroökonomie
und Konjunkturforschung in der Hans-Böck-
ler-Stiftung.
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